Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2743 


06. 11. 74 


Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Gölter, Dr. Schäuble, 
Dr. Waigel, Dr. Fuchs, Frau Benedix, Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Hornhues 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2677 - 

betr. Haltung der Bundesregierung in den weiteren Beratungen über das Hochschul- 
rahmengesetz und zu weiteren Problemen der Bildungspolitik 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 6. November 1974 - MB/II A 1 - 0104 - 6 - 32/74 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die folgenden Ansichten, wie sie in 
Beschlüssen einer der beiden Koalitionsparteien zur Bildungs- 
politik des Bundes zum Ausdruck kommen? 

— „Die Entwicklung der Bildungspolitik in Bund und Ländern 
während der letzten beiden Jahre gibt zu wachsender Be- 
sorgnis Anlaß." 

— „Die allgemeine wirtschaftliche und finanzielle Entwicklung 
gefährdet die kontinuierliche Weiterentwicklung und Re- 
form des Bildungswesens." 

— „Die ersten erfolgversprechenden Ansätze zu einer gemein- 
samen Bildungsplanung von Bund und Ländern drohen an- 
gesichts dieser Entwicklung im Gestrüpp von Gremien und 
Ausschüssen steckenzubleiben." 


Die Bundesregierung hat mehrfach zum Ausdruck gebracht, daß 
die Entwicklung des Bildungswesens Ungleichgewichte deutlich 
gemacht hat, die zu Besorgnis Anlaß geben. Ich habe am 
21. Mai 1974 vor dem Deutschen Bundestag erklärt, „daß sich 
heute strukturelle Probleme im Bildungswesen stärker abzeich- 
nen als früher und daß sich gerade in jüngster Zeit die Frage 
nach der Harmonisierung von langfristigen Planungszielen und 
ihrem konkreten Vollzug in einem föderalistischen Bildungs- 
system in der politischen Diskussion zugespitzt hat". 

Zu den strukturellen Problemen gehören zweifellos das Nach- 
hinken der beruflichen Bildung in der Reform des Bildungs- 
wesens, Mängel im Fortschreiten der Studienreform, die Zulas- 
sungsbeschränkungen an den Hochschulen und ein überwie- 
gend als ungerecht und in seinen Auswirkungen als fragwürdig 
empfundenes System der Zulassung zum Studium. Sorgen sind 
auch nicht unberechtigt angesichts der Tatsache, daß die Instru- 
mente der Bildungsplanung sich zwar bei der Erarbeitung des 
gesamtstaatlichen Rahmens für die weitere Entwicklung des Bil- 
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dungswesens als funktionstüchtig erwiesen haben, daß aber nun 
erreicht werden muß, daß die Entwicklung des Bildungswesens 
unter dem Dach gemeinsamer Zielvorstellungen nicht wieder 
auseinandergeht und daß die Bereitschaft der Länder zur Koope- 
ration mit dem Bund auch in der Phase des Planungsvollzugs 
nicht nachläßt. 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich für eine Stärkung 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung als gemein- 
sames Instrument der Regierungen von Bund und Ländern ein. 
Die zentralen Entscheidungen in der Bildungsplanung müssen 
in der Kommission und auf der Ebene der Regierungschefs von 
Bund und Ländern fallen; sie müssen von allen Partnern in 
praktische Politik umgesetzt werden. Die gemeinsame Willens- 
bildung darf nicht durch Sondervoten anderer Gremien gefähr- 
det werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Bildungspolitik 
nicht einfach abgeleiteter Faktor der Fiskalpolitik sein kann. 
Eine realistische Bildungspolitik setzt jedoch voraus, daß quali- 
tative und quantitative Planung nicht isoliert voneinander und 
ohne Rückkoppelung mit den gesamt- und finanzwirtschaft- 
lichen Möglichkeiten betrieben werden. 

Im Hinblick auf die weitere Entwicklung des Bildungswesens ist 
die Bundesregierung um einen raschen Abschluß der Arbeiten 
am mittelfristigen Stufenplan bis 1978 bemüht. Er soll, aus- 
gehend von einer Darstellung des bisher Erreichten, eine finan- 
ziell abgesicherte Leitlinie für die mittelfristige Entwicklung des 
Bildungswesens bilden. Im Rahmen der weiterhin im Vergleich 
zu den öffentlichen Gesamthaushalten deutlich stärker wach- 
senden Bildungsausgaben hat sich die Bundesregierung für den 
Vorrang bisher vernachlässigter Bereiche - vor allem der räum- 
lichen und personellen Ausstattung der beruflichen Schulen und 
des Ausbaues überbetrieblicher Ausbildungsstätten - eingesetzt. 
Für die Verwirklichung der gemeinsamen Bildungsplanung tra- 
gen auch die Länder besondere Verantwortung. Von ihrer Ko- 
operationsbereitschaft hängt es ab, ob der hohe Anspruch ver- 
wirklicht werden kann, die Einheitlichkeit der Lebensverhält- 
nisse auch im Bildungswesen und seiner Reform zu sichern. 
Neben einer Konzentration der zentralen politischen und über- 
greifenden Aufgaben in den gemeinsamen Planungsgremien des 
Bundes und der Länder ist eine konkrete Arbeitsteilung und 
Abstimmung unerläßlich. Der Bund wird sich auch in Zukunft 
mit Nachdruck um Kooperation bemühen. Ausdruck dieser Be- 
reitschaft zu praktischer Zusammenarbeit ist z. B. die Absprache 
mit den Ländern über ein einvernehmliches Handeln des Bun- 
desinstituts für Berufsbildungsforschung und der Zentralstelle 
der Länder für Fernunterricht bei der Püfung von Fernunter- 
richtslehrgängen. 


2. Wird sich die Bundesregierung die folgenden Beschlüsse einer 
der beiden Koalitionsparteien zum Entwurf des Hochschul- 
rahmengesetzes der Bundesregierung zu eigen machen? 
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— „Die Studienreform soll den Studenten ermöglichen, ihr 
Studium in einer angemessenen Zeit zu beenden. Die im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Sanktionsmechanismen be- 
schränken die Freiheit des Studiums unangemessen und sind 
ohne Auswirkung auf die Auslastung der Kapazität der 
Hochschulen." 

— „In den für den Erlaß der Grundordnung zuständigen Orga- 
nen ist eine Viertelparität (Hochschullehrer, wissenschaft- 
licher Nachwuchs/Mitarbeiter, Studenten, technisches- und 
Verwaltungs-Personal) vorzusehen. " 

— „Die Entscheidungsgremien der Hochschulen sollen öffent- 
lich tagen." 

— „Die Kontrolle von Forschungsprojekten aus Mitteln Dritter 
ist, außer durch eine Anzeigepflicht, dadurch zu gewähr- 
leisten, daß im Falle von Einsprüchen das zuständige Zen- 
tralorgan entscheidet." 

— „Ein Ordnungsrecht im Sinne eines Sonderrechts für die 
Hochschulen wird nach wie vor abgelehnt." 


3. Sieht die Bundesregierung nach diesen Beschlüssen einer der 
beiden Koalitionsparteien zum Entwurf des Hochschulrahmen- 
gesetzes, die in zentralen Punkten erheblich vom Regierungs- 
entwurf und den im Wissenschaftsausschuß vorgelegten Vor- 
schlägen der Koalitionsfraktionen abweichen, überhaupt noch 
eine Chance für die Verabschiedung des Hochschulrahmen- 
gesetzes? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß sie das 
Hochschulrahmengesetz zum Scheitern bringen würde, falls sie 
diese Beschlüsse bei den weiteren Beratungen des Hochschul- 
rahmengesetzes unterstützen würde? 

Die Fragen zu 2 und 3 stehen in einem engen Zusammenhang 
und werden daher wie folgt zusammen beantwortet: 

Die hochschulpolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung 
haben im Regierungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
ihren Ausdruck gefunden. Der Entwurf eines Hochschulrah- 
mengesetzes wird zur Zeit im Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft und in einer Reihe weiterer Ausschüsse des Deut- 
schen Bundestages beraten. Die Bundesregierung geht nach dem 
gegenwärtigen Stand der zügig geführten Beratungen im Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft davon aus, daß das Hoch- 
schulrahmengesetz vom Deutschen Bundestag noch vor dem 
Jahresende verabschiedet werden kann. 

Bei diesem Stand des Gesetzgebungsverfahrens würde es der 
Sache nicht dienen, zu Einzelfragen des Gesetzentwurfs, die 
im Zusammenhang mit anderen Regelungsbereichen gesehen 
werden müssen, außerhalb der Ausschußberatungen im Deut- 
schen Bundestag gesondert Stellung zu nehmen. Die Vertreter 
der Bundesregierung im Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft haben sich zu den in der Ausschußberatung erörterten 
Vorschlägen zu einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
ausführlich geäußert und dabei auch deutlich gemacht, in wel- 
chen Fällen nach ihrer Auffassung am Regierungsentwurf fest- 
gehalten werden sollte und in welchen Punkten eine Weiter- 
entwicklung des Entwurfs sachlich notwendig erscheint. Auf 
diese Weise wird die Bundesregierung auch in den weiteren 
Beratungen ihren Beitrag zur sachbezogenen Auseinanderset- 
zung mit schwierigen Fragen leisten. 



